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SITZUNGSVORLAGE Nr.l19-V-61-0012

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) [\

Wohnbauflachenentwicklung Bebauungsplan ,,An der KantstraRe" im Ortsbezirk Sonnenberg

- Satzungsbeschluss -
Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich .
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten &
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich -
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich -
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich "
- der HGO nicht erforderlich erforderlich -
StraRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich erforderlich f‘
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich .
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich ¢ erforderlich o
Kommission nicht erforderlich erforderlich
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich

Magistrat

Eingangsstempel Buro des Magistrats

Tagesordnung A

Umdruck nur fur Magistratsmitglieder

Stadtverordnetenversammlung
Ausschuss

Eingangsstempel Amt 16

nicht erforderlich

~
~
{e

Tagesordnung B ¢
[]
fo

erforderlich

offentlich ¥

nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent

Hans-Martin Kessler
Stadtrat

Vermerk Kdmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] - siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Das geplante Vorhaben sieht vor, fiir ein in unmittelbarer Nachbarschaft zur bestehenden
Wohnbebauung befindliches unbebautes Grundsttick sowie fir ein direkt angrenzendes
bebautes Grundstiick an der KantstralRe (WI-Sonnenberg), die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fur die Ausweisung von maximal drei Wohngebauden zu schaffen. Das
unbebaute Grundstiick besitzt aktuell keine planungsrechtliche Mdglichkeit einer Bebauung. Vor
dem Hintergrund einer nachhaltigen Stadtentwicklung sowie Ausweisung von Wohnbebauungen
im Innenbereich, bietet sich eine an die Bebauung der Umgebung angepasste vertragliche
Nachverdichtung an. Der Planbereich umfasst eine Flache von 0,43 ha. Fur den gesamten
Geltungsbereich ist die Erschlielung gesichert. Nordlich angrenzend befindet sich eine im
Umgriff liegende 6ffentliche Grinflache, welche durch die Ziele der Planung weder in ihrer
Nutzung noch Groél3e verandert wird. Die Grundziige der Planung werden nicht berthrt, der neue
Bebauungsplan orientiert sich an den bestehenden Festsetzungen.

Anlagen:

1 Ubersicht tiber den Geltungsbereich des Bebauungsplans ,An der KantstraBe® im Ortsbezirk
Sonnenberg

Bebauungsplan

Textliche Festsetzungen des Bebauungsplans

Begriindung des Bebauungsplans

Zusammenstellung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden und
sonstigen Trager offentlicher Belange mit Beschlussvorschlagen

abhowiN

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfiigbar (http://riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend wird die Anlage 2 zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- keine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
durchgefihrt wurde,

- keine frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach
8 4 Abs. 1 BauGB durchgefihrt wurde,

- zeitgleich zur 6ffentlichen Auslegung nach 8§ 3 Abs. 2 BauGB die Beteiligung der Behdrden
und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgefiihrt wurde.

2 Denin der Anlage 5 zur Vorlage formulierten Beschlussvorschlagen wird zugestimmt.

3 Der Bebauungsplan ,An der Kantstral3e" (Anlage 2 und 3 zur Vorlage) wird nach
§ 10 Abs.1 BauGB als Satzung beschlossen.

4  Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans nach § 10 Abs. 3 BauGB ortsiblich bekannt
gemacht wird,

- der in Kraft getretene Bebauungsplan mit der Begrindung nach § 10 a Abs. 2 BauGB
ergénzend auch in das Internet eingestellt wird.



http://riv/infogis/riv/riv3.html
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5 Die Finanzierung der durch die Landeshauptstadt Wiesbaden zu tragenden Kosten ist im
Einzelfall im Rahmen des jeweils betroffenen Dezernatsbudgets zu decken. Die Umsetzung der
im Einzelnen geplanten Mal3hahmen erfolgt vorbehaltlich der jeweils zur Verfligung stehenden
Haushaltsmittel und unter Beachtung der finanziellen Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt
Wiesbaden.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Allgemein:

Mit der Benennung des Begriffs "Wohnbauflachenentwicklung" bei allen auf der Grundsatzvorlage
(SV 14-V-61-0046) basierenden Einzelvorlagen wird eine Zuordnung in den Gesamtkontext der
Wohnbauflachenentwicklung ermdglicht.

Mit der Sitzungsvorlage werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir eine vertragliche
stadtebaulich Nachverdichtung von zwei Grundstticken ermdglicht.

Ziel der Planung ist die Ausnutzung der bisher nur sehr eingeschréankt nutzbaren Grundstiicke und
Ausweisung von insgesamt drei Wohngebauden, welche sich an die umgebende Bebauung
stadtebaulich anpassen und der Wohnbauflachenentwicklung dienen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden Planungs- und Verwaltungskosten werden vom jetzigen
Grundstuckseigentimer bernommen. Hierzu wurde ein stadtebaulicher Vertrag zur Ubernahme
von Kosten und Aufwendungen abgeschlossen.

Wertschdpfung:

Durch die Schaffung von Planungsrecht fur die Bebauung der betroffenen Grundstticke mit drei
Wohngebauden werden die vorhandenen Flachenreserven der Privatgrundstiicke mobilisiert. Die
Festsetzungen ermdglichen eine angemessene und vertragliche Ausnutzung der Grundstiicke.

Zeitplanung:

Es ist geplant im 2. Quartal 2019 den Satzungsbeschluss herbeizufiihren und den Bebauungsplan
in Kraft zu setzen.

Il. Demografische Entwicklung

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erfillt mit ca. 290.000 Einwohnern (31.12.2018) vielfaltige
oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der historischen Kernstadt und
der landschattlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau besitzt die Stadt eine
Vielzahl stadt- und landschaftsrdumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist Uber das Stral3en- und
Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt am Main sehr gut verkehrlich
angebunden. Mit dieser hohen Lebensqualitat ist die Stadt attraktiver Standort, u. a. fur die
Wohnbevdlkerung, Arbeitskrafte und Unternehmen. Die Bevélkerungsvorausberechnung des Amtes
fur Statistik und Stadtforschung schatzt einen kontinuierlichen Anstieg der Bevolkerungszahl um

4,9 % - etwa 14.000 Personen - bis zum Jahr 2035 auf knapp 304.000 Einwohner.

Diesbeziglich wird auch der Bedarf an Wohnraum steigen. Durch die vorliegende Bauleitplanung
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Schaffung von Wohnraum durch maf3volle
Nachverdichtung, auch im Rahmen kleinerer privater Grundstiicke, erméglicht werden.
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lll. Umsetzung Barrierefreiheit

Das Amt fir Soziale Arbeit hat mit dem Stadtplanungsamt und dem Bauaufsichtsamt eine
Informationsbroschire Gber barrierefreies Bauen erstellt. Das Heft informiert tber die rechtlichen
Rahmenbedingungen, die barrierefreie Gestaltung bei Neu- und Umbauten und tber Orientierungs-
und Informationssysteme. AuRerdem enthalt sie Hinweise auf weitere Informationen zum Thema
Barrierefreiheit.

IV. Erganzende Erlduterungen

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB, da
durch die Anderung des bestehenden Bebauungsplans ,,1967/1 Allersberg” in einem Teilbereich,
die Grundzlge der Planung nicht berihrt werden.

Im vereinfachten Verfahren kann gemaf § 13 Abs. 2 Nr.1 von einer frihzeitigen Unterrichtung und
Erérterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden. Die Grol3e des
Geltungsbereichs sowie die daraus resultierenden planungsrechtlichen Anforderungen, welche die
Grundziige der Planung nicht bertihren, begriinden einen Verzicht.

Im Zeitraum vom 11.12.2018 bis 18.01.2019 wurde der Entwurf des Bebauungsplans nach
§ 3 Abs. 2 BauGB o6ffentlich ausgelegt. Wahrend der 6ffentlichen Auslegung wurden keine
Stellungnahmen zu dem Bebauungsplanentwurf ,An der Kantstra3e" abgegeben.

Mit Schreiben vom 07.12.2018 wurden die Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 2 BauGB an der beabsichtigten Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt. Es wurden
Stellungnahmen zu dem Bebauungsplanentwurf ,An der KantstraRe* vorgebracht.

Einzelheiten zu den Stellungnahmen, die zum Bebauungsplanentwurf vorgebracht wurden und die
daraus resultierenden Auswirkungen auf die Planung, sind der Anlage 5 zu entnehmen.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Es wird empfohlen, entsprechend den in der Anlage 5 formulierten und begriindeten
Beschlussvorschlagen zu beschlielRen.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 3:

Der Satzungsbeschluss ist der abschlie3ende Beschluss tUber den Bebauungsplan.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 4:

Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.
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V. Gepriifte Alternativen

Zur vertraglichen stadtebaulichen Nachverdichtung der Grundstiicke miissen die planungsrechtlichen
Voraussetzungen uber einen Bebauungsplan geschaffen werden. Die

Unterhaltung der privaten Griinflache wird durch die vorhandene Hanglage erschwert. Die geplante
Bebauung der Grundstiicke entspricht den Zielen der Innenentwicklung und passt sich der vorhandenen
Bebauung an. Eine alternative Nutzung der Grundstiicke wurde daher nicht weiter geprift.

Wiesbaden, 09. April 2019
610330 fr/6577

Hans-Martin Kessler
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

